�SEQ _endnote  \* ARABISCH  \r1�1�

	1�PRIVAT ��





V/4 1/5/1 





�

�

�



GZ 601.978/5-V/4/98



An

alle Bundesministerien,

alle Parlamentsclubs,

die Verbindungsstelle der Bundesländer,

die Österreichische Arbeitsgemeinschaft Rehabilitation,

den Verein Integration: Österreich,

die Präsidentin des Österreichischen Gehörlosenbundes,

Frau Mag. Silvia Oechsner,

Herrn Martin Ladstätter, Verein Bizeps,

Herrn Univ. Prof. Dr. Volker Schönwiese und

Herrn Mag. Thomas Drozda, Kabinett des Herrn Bundeskanzlers.







Sachbearbeiter			Klappe

GRUBER				4264





Betrifft:	Arbeitsgruppe zur Überprüfung der Rechtsordnung hinsichtlich behindertendiskriminierender Bestimmungen;

	Protokoll





Als Anlage übermittelt das Bundeskanzleramt-Verfassungsdienst das Ergebnisprotokoll der Sitzung der im Gegenstand genannten Arbeitsgruppe vom 19.2.1998 mit dem Ersuchen um Kenntnisnahme.









23. Februar 1998

Für den Bundeskanzler:

OKRESEK



Für die Richtigkeit

der Ausfertigung:

�

�

�Ergebnisprotokoll der ersten Sitzung der ”Arbeitsgruppe zur Überprüfung der Rechtsordnung hinsichtlich behindertendiskriminierender Bestimmungen” am 19.2.1998





Am 19. Februar 1998 fand im Bundeskanzleramt-Verfassungsdienst unter Leitung von SC Dr. Wolf Okresek die zweite Sitzung der ”Arbeitsgruppe zur Überprüfung der Bundesrechtsordnung hinsichtlich behindertendiskriminierender Bestimmungen” statt. Die Teilnehmer sind aus der beigeschlossenen Anwesenheitsliste ersichtlich.



Die Ergebnisse der Beratungen der Arbeitsgruppe lassen sich wie folgt zusammenfassen:



Der Vorschlag zur Erarbeitung eines nach Art der Behinderungen gegliederten Prüfrasters zur ”Durchforstung” der Rechtsordnung fand im Plenum keine Zustimmung. Von seiten der Behindertenvertreter wurde gegen diesen Raster eingewendet, daß jede Behinderung als individuell zu betrachten sei und daher nicht rastermäßig erfaßt werden könne. Die Vertreterin des Bundesministeriums für Arbeit, Gesundheit und Soziales sprach sich ebenfalls gegen einen Raster dieser Art aus und verwies auf die im Behindertenkonzept der Bundesregierung vom 22. Dezember 1992 (S. 8, 9) sowie in der Resolution 48/96 der Generalversammlung der Vereinten Nationen (S. 7) enthaltenen Begriffsbestimmungen.

�	

Das weitere Vorgehen der Arbeitsgruppe soll auf Grundlage der im Behindertenkonzept der Bundesregierung enthaltenen Definition des Behindertenbegriffes, ergänzt durch den Bereich ”sensorische Behinderungen”, erfolgen.

	

Gegenstand der Diskussion war in weiterer Folge die Einrichtung von Unterarbeitsgruppen: Die Teilnahme an den einzelnen Untergruppen soll grundsätzlich allen Teilnehmern der Arbeitsgruppe ermöglicht werden. Weiters wurde Einigung darüber erzielt, daß die Gliederung der Untergruppen nach Lebensbereichen vorzunehmen und jeweils einem Fachressort die organisatorische Durchführung zu übertragen ist. Die Einbindung der anderen vom jeweiligen Bereich betroffenen Ressorts, der Behindertenvertreter der politischen Parteien, der Behindertenverbände sowie der Länder ist hiebei sicherzustellen. Folgende Lebensbereiche werden jeweils einer Unterarbeitsgruppe unter der Führung der angegebenen Ressorts zugeordnet:

	 

   I) Mobilität-Verkehr-Wohnen-Bauen-Freizeit-Kommunikation:

   Bundesministerium für Wissenschaft und Verkehr

   II) Bildung-Erziehung- Kultur:

   Bundesministerium für Unterricht und Kultur

   III) Beschäftigung-Erwerbstätigkeit-Altersvorsorge-Berufsausbildung:

   Bundesministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales (mit BMwA)

   IV) Rechtsschutz:

   Bundesministerium für Justiz (mit BKA)

	 

Die federführend zuständigen Ressorts werden die für die Abhaltung der Sitzungen der Untergruppen erforderliche Infrastruktur bereitstellen. Auch wird man sich seitens der federführenden Ressorts um einen Kostenersatz für die Teilnahme der Vertreter von Behindertenorganisationen an den Sitzungen bemühen.

	 

Die Länder sollen im Wege der Verbindungsstelle zu den Sitzungen der Unterarbeitsgruppen eingeladen werden. Der Vertreter des Amtes der Kärntner Landesregierung wies darauf hin, daß im Bundesland Vorarlberg bereits eine eigene Arbeitsgruppe eingerichtet worden sei, die ihre dabei erzielten Erfahrungen der auf Bundesebene eingerichteten Arbeitsgruppe zur Verfügung stellen könne.

 

Weiters kam man überein, noch vor Sommer einen Zwischenbericht der Arbeitsgruppe vorzulegen, dessen Überarbeitung bis zu einer Plenarsitzung im Herbst durch das Bundeskanzleramt-Verfassungsdienst erfolgen wird. Erste Ergebnisse der einzelnen Untergruppen sollen der Arbeitsgruppe bereits im Mai dieses Jahres vorgelegt werden.
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GZ 601.978/5-V/4/98



An

alle Bundesministerien,

alle Parlamentsclubs,

die Verbindungsstelle der Bundesländer,

die Österreichische Arbeitsgemeinschaft Rehabilitation,

den Verein Integration: Österreich,

die Präsidentin des Österreichischen Gehörlosenbundes,

Frau Mag. Silvia Oechsner,

Herrn Martin Ladstätter, Verein Bizeps,

Herrn Univ. Prof. Dr. Volker Schönwiese und

Herrn Mag. Thomas Drozda, Kabinett des Herrn Bundeskanzlers.









Sachbearbeiter			Klappe

GRUBER				4264





Betrifft:	Arbeitsgruppe zur Überprüfung der Rechtsordnung hinsichtlich behindertendiskriminierender Bestimmungen;

	Einrichtung von Unterarbeitsgruppen





Unter Hinweis auf das Ergebnisprotokoll der Sitzung der im Gegenstand genannten Arbeitsgruppe vom 19.2.1998 werden die nachstehenden Bundesministerien ersucht, jeweils eine Unterarbeitsgruppe zu den angegebenen Sachkomplexen einzurichten:



I) Bundesministerium für Wissenschaft und Verkehr:

Mobilität-Verkehr-Wohnen-Freizeit-Kommunikation

II) Bundesministerium für Unterricht und Kultur:

Bildung-Erziehung-Kultur

III) Bundesministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales:

Beschäftigung-Erwerbstätigkeit-Altersvorsorge-Berufsausbildung

IV) Bundesministerium für Justiz:

Rechtsschutz

Gleichzeitig wird ersucht, für die Einbindung der vom jeweiligen Bereich mitbetroffenen Ressorts, der Behindertenvertreter der politischen Parteien, der Behindertenverbände sowie der Länder in die Unterarbeitsgruppe zu sorgen.







23. Februar 1998

Für den Bundeskanzler:

OKRESEK



Für die Richtigkeit

der Ausfertigung:
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